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			PJ schließt die Reihen

			Peronisten schießen scharf gegen Macri
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			Siegessicher: Daniel Scioli (l.) und sein Vizekandidat Carlos Zannini. (Foto: fb)

			Buenos Aires (AT/mc) – Es ging vor allem darum, Einigkeit zu demonstrieren. Zum Treffen der Peronistischen Partei (PJ) im Parque Norte von Buenos Aires waren alle Gouverneure und Provinzgranden gekommen, die der Nationalregierung die Treue halten und die Präsidentschaftskandidatur von Daniel Scioli unterstützen. Zudem waren Vertreter der Regierung wie Arbeitsminister Carlos Tomada und Industrieministerin Débora Giorgi erschienen, damit von der Veranstaltung des Bild der Geschlossenheit ausgeht. Nicht vertreten war hingegen die Kirchner-treue Nachwuchsorganisation „La Cámpora“.

			Scioli schoss sich vor allem auf seinen voraussichtlich ärgsten Widersacher bei den Wahlen, den amtierenden Bürgermeister von Buenos Aires Mauricio Macri, ein: „Die, die so viel von Veränderungen gesprochen haben, verändern nun vor allem sich selbst.“ Damit spielte Scioli auf die überraschenden Ankündigungen des Konservativen Macri an, der vor wenigen Tagen erklärte, er wolle im Falle eines Wahlsiegs an bestimmten Maßnahmen der Kirchner-Regierung wie den Verstaatlichungen der Ölfirma YPF und der Flugfahrtgesellschaft Aerolíneas Argentinas festhalten.

			„Unsere politisches Lager ist berechenbarer, kohärenter und zuverlässiger“, meinte Scioli, derzeit noch Gouverneur der Provinz Buenos Aires. Sollte er zum Präsidenten gewählt werden, brauche man nicht bei Null anzufangen, sondern könne auf dem in den vergangenen zwölf Jahren Erreichten aufbauen und planen.

			Auch andere Redner schossen Giftpfeile gegen Macri und dessen konservative Pro-Partei ab: „Sie wollen uns kopieren. Aber die Menschen wählen nicht das Falsche“, meinte San Juan-Gouverneur José Luis Gioja, der ironischerweise vorschlug, man möge Macri & Co. eine Musikkassette mit dem „Marsch der Peronisten“ schicken.

			Auch Carlos Zannini, Sciolis Vizekandidat, blies ins selbe Horn: „Es ist ein trauriges Schauspiel, das jene abliefern, die ihre Überzeugungen ablegen, um zu sehen, wie weit sie damit kommen können.“ Selbst die ärgsten politischen Widersacher würden offenbar die Leistungen der Kirchner-Regierung anerkennen, so Zannini in Bezug auf Macris Äußerungen. Schließlich hatte dieser einst gegen die erwähnten Maßnahmen der Regierung gekämpft. 

			Zannini warb zudem darum, im anstehenden Wahlkampf auch um Wähler zu kämpfen, die keine traditionellen Unterstützer der Peronisten sind. „Wir müssen auch die Übrigen überzeugen und ihnen klar machen, was wir tun wollen.“

			Macri versuchte derweil, seine Ankündigungen, die er am Abend der Wahlen in Buenos Aires gemacht hatte, etwas zu relativen. Er würde auch weiterhin gegen die Regierung stimmen: „Wenn sie mir sagen, das Kirchner-Lager will ein Karussell verstaatlichen, bin ich dagegen, weil ich weiß, dass sie es gegen die Wand fahren werden“, so der konservative Politiker gegenüber der Zeitung „Clarín“.
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			Rücktritt in Río Gallegos

			Wirren in Kirchners Heimatort: Bürgermeister Cantín gibt auf
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			Río Gallegos Bürgermeister Raúl Cantín trat zurück.

			Buenos Aires (AT/mc) - Ausgerechnet in Río Gallegos, dem Geburtsort von Néstor Kirchner, rumort es politisch derzeit gewaltig. Wegen eines seit vier Monaten andauernden Streiks der städtischen Angestellten hat der Kirchner-treue Bürgermeister Raúl Cantín am vorigen Freitag seinen Rücktritt erklärt. Sein Nachfolger wird interimsmäßig Pablo Grasso, der wie sein Vorgänger der „Siegesfront“ angehört. Die Stadtvertretung bestimmte den bisherigen Stadtrat in außerordentlicher Sitzung bis zu den Wahlen im Oktober zum neuen Verwaltungschef der Hauptstadt der Provinz Santa Cruz. 

			Offiziell hieß es, Cantín habe sich aus „persönlichen und gesundheitlichen Gründen“ zu seinem Schritt entschlossen. Gleichwohl kündigte er, dass er sich einer „tiefgehenden Selbstkritik“ bezüglich seiner Amtszeit unterziehen werde. Entscheidungen, die er mit besten Absichten getroffen habe, hätten zu Konflikten geführt, so Cantín: „Ich werde mich dem stellen.“ 

			Mit der Kritik haben auch andere bereits begonnen. So sagte Grasso bei seiner Amtseinführung mit Blick auf das Verhalten Cantíns, es sei verantwortungslos, in der gegebenen Situation seinen Posten zu verlassen. Grasso verwies dabei auf mögliche negative Auswirkungen auf die anstehenden Wahlen in der Provinz und auf nationaler Ebene. 

			Als „verantwortungslos“ bezeichnete auch Máximo Kirchner, der Sohn von Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner, den Rücktritt, von dem er während eines Radiointerviews erfuhr. Das Verhältnis Máximos zu Cantín galt als gespannt. Gleichwohl hatte der Präsidentensohn den Parteifreund zuletzt noch aufgefordert,  bis zu den Wahlen im Amt zu bleiben. So aber bleibt Máximos Vater Néstor der bislang letzte Bürgermeister von Río Gallegos, der sein Amt bis zum Ende einer Legislaturperiode ausübte. Dies war 1991, als Kirchner Gouverneur der südpatagonischen Provinz wurde.

			Nur einen Tag vor dem Rücktritt Cantíns war die Präsidentin persönlich in Río Gallegos gewesen, um die Kandidaturen ihres Sohnes und ihrer Schwägerin Alicia Kirchner für den nationalen Kongress bzw. für das Gouverneursamt bzw. zu unterstützen.

			Siehe auch Meinung
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			Kostspieliges Buenos Aires

			Studie: Teuerste Stadt für Ausländer in Lateinamerika

			Buenos Aires (AT/mc/dpa) – Buenos Aires ist die teuerste Stadt für Ausländer in Lateinamerika. Das ergab das sogenannte Cost-of-Living-Ranking, das das Beratungsunternehmen Mercer vor kurzem veröffentlichte. Die argentinische Hauptstadt rangiert dabei vor São Paulo, Rio de Janeiro, Santiago de Chile und Puerto España (Trinidad und Tobago). Im Jahr zuvor war die Metropole am Río de la Plata noch auf Platz drei. 

			Noch deutlicher fällt die Verteuerung aus, wenn man den weltweiten Maßstab anlegt: War sie 2014 noch auf Rang 86, kletterte sie nun auf Platz 19. Es sind vor allem zwei Gründe, die Mercer für diesen Trend ausmacht: Zum einen die Inflation, die die Preise immer weiter in die Höhe treibt. Zum anderen der Aufschub der fälligen Abwertung des Pesos.

			Die jährliche Studie untersucht Lebenshaltungskosten für ins Ausland entsandte Mitarbeiter, indem sie die Preise für mehr als 200 Produkte und Dienstleistungen vergleicht, darunter Lebensmittel, Miete und öffentliche Verkehrsmittel. Basisrichtwert ist New York (derzeit auf Platz 16).

			Weltweit am teuersten für Auslandsmitarbeiter ist Luanda, die Hauptstadt Angolas. „Insbesondere die Kosten für importierte Waren sowie sicheren und angemessenen Wohnraum sind in der ansonsten eher günstigen Stadt enorm“, hieß es zum Leben in der afrikanischen Metropole. Es folgen Hongkong und Zürich.  Am anderen Ende der Skala stehen Karatschi (Pakistan), Windhoek (Namibia) und Bischkek (Kirgisistan).

			Deutsche, aber auch viele andere europäische Städte sind aufgrund des schwachen Euros zuletzt deutlich günstiger geworden. Die kostspieligste deutsche Stadt ist derzeit München. Bayerns Landeshauptstadt fiel um 32 Plätze auf Rang 87. Zweitteuerste deutsche Stadt ist Frankfurt am Main auf Platz 98 (Vorjahr 59), gefolgt von Berlin auf Rang 106 (68). Aber auch Düsseldorf (114), Hamburg (124), Stuttgart (139), Nürnberg (169) und Leipzig (172) rutschten ab. Die Schweiz ist hingegen besonders teuer: Neben Zürich sind auch Genf (5) und Bern (9) in den Top Ten.
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			Die Woche in Argentinien

			Juez kandidiert in Córdoba

			In der Stadt Córdoba hat der einstige Bürgermeister und Anti-Korruptionsstaatsanwalt Luis Juez die politische Szenerie durcheinander gewirbelt. So kündigte der 51-Jährige am Dienstag an, erneut als Verwaltungschef der zweitgrößten Stadt des Landes kandidieren zu wollen. Ein Amt, das er bereits von 2003 bis 2007 innehatte. Die Ankündigung von Juez ist von daher brisant, da Präsidentschaftskandidat Mauricio Macri, mit dem Juez auf nationaler Ebene politisch verbündet ist, darauf gedrängt hatte, von einer solchen Bewerbung abzusehen. Denn Juez tritt bei den Kommunalwahlen am 13. September nun auf Amtsinhaber Ramón Javier Mestre, der der Radikalen Bürger Union (UCR) angehört. Diese wiederum ist Macris Hauptkoalitionspartner bei den Präsidentschaftswahlen. Zur weiteren Verwirrung der Bündnisse trägt auch bei, dass Juez trotz seiner Ambitionen in Córdoba-Stadt an seiner Senatskandidatur auf nationaler Ebene festhalten will. Dies soll im Rahmen der Wahlallianz „Cambiemos“ (Lasst uns den Wandel herbeiführen) erfolgen, in der neben Macris Pro-Partei auch die Radikalen vertreten sind. Pikant ist außerdem, dass Juez in Córdoba mit Olga Riutort als Vizekandidatin antritt. Diese ist die Ex-Frau von Provinzgouverneur José Manuel de la Sota. 2002 kam Juez erstmals groß in die Schlagzeilen, als er in seiner damaligen Funktion als Staatsanwalt das Gouverneursehepaar De la Sota der Korruption bezichtigte.

			Macri tanzt in Córdoba

			Bei der Stichwahl in der Hauptstadt musste Präsidentschaftskandidat Mauricio Macri zuletzt zittern, dass sein Kandidat Horacio Rodríguez Larreta sich durchsetzte. Viel knapper als erwartet viel dessen Sieg aus. Politische Beobachter sprachen von einem empfindlichen Dämpfer für Macris Ambitionen auf das höchste Amt im Staate. Von daher kam es dem Chef der konservativen Pro-Partei nun sehr gelegen, dass er zwei Wochen vor den Vorwahlen (PASO) nun einen klaren Erfolg eines seiner Parteigänger feiern konnte: Bei den Kommunalwahlen in Villa Allende (Provinz Córdoba) eroberte mit dem einstigen Golfprofi Eduardo „Gato“ Romero ein Gefolgsmann Macris das Bürgermeisteramt. In der rund 25.000 Einwohner zählenden Stadt, die für ihren Golfclub bekannt ist, erreichte Romero 45,25 Prozent der Stimmen und entthronte somit den Amtsinhaber Héctor Colombo. Der bisherige Verwaltungschef, der dem Lager von Provinzgouverneur José Manuel de la Sota angehört, brachte es nur auf 29,39 Prozent. Zur Siegesfeier reiste Macri eigens aus der Hauptstadt an. In der Stadt Colonia Caroya im Norden der Provinz Córdoba hingegen gewann mit Gustavo Brandán ein De la Sota-Mann. Der Peronist erreichte 52 Prozent der Stimmen – deutlich mehr als sein Widersacher, der Radikale Rubén Fantini, der 27 Prozent verbuchte.

			Teure Propaganda

			1,3 Milliarden Pesos hat die Regierung in diesem Jahr bislang für Propagandazwecke in den Medien ausgegeben. Dies moniert der Parlamentskandidat Hernán Reyes (Bürgerliche Koalition), der sich dabei auf offizielle Zahlen stützt. Damit habe die Regierung ihre eigene Haushaltsvorgabe für das ganze Jahr, die sich auf 1,2 Milliarden Pesos belief, bereits deutlich überschritten. Von daher bewilligte die Regierung Anfang Juni einen Nachschlag von 611 Millionen Pesos, der für Werbung in eigener Sache ausgegeben werden kann. Betrachtet man die ersten fünf Monate des Jahres, so kommt man auf einen durchschnittlichen Betrag von 6 Millionen Pesos, den die Regierung pro Tag für Propaganda in den Medien ausgab. Seitdem vor wenigen Wochen die Wahlkandidaturen offiziell wurden, stieg der Durchschnittswert dann noch einmal auf 7,5 Millionen Pesos täglich. Zöge man auch noch die Ausgaben hinzu, die die Regierung in das TV-Programm „Fußball für alle“ und in Werbung für die staatliche Sozialkasse ANSeS investiert, käme man gar auf einen Wert von täglich 12 Millionen Pesos.

			Streit um Großmarkt

			Im Buenos Aires-Stadtviertel Colegiales sind dieser Tage die Gemüter erhitzt. Es gibt Streit um die mögliche Eröffnung einer Filiale des Zentralmarktes für Obst und Gemüse (Mercado Central) an der Straße „Cramer“. Das Areal, das der Nationalstaat als Eigentümer der Mercado Central-Kooperative für zehn Jahre kostenlos überließ, ist praktisch fertig ausgebaut. Doch aufgrund einer richterlichen Verfügung ist das Vorhaben vorerst unterbrochen. Zudem hatte auch das Stadtparlament in erster Lesung gegen die Öffnung des vorgesehenen Marktes mit 30 Geschäften gestimmt. Im Viertel selber scheiden sich an dem Projekt die Geister. Es gibt Bürgerinitiativen dagegen und dafür. Die einen fürchten, der ruhige Charakter des Gegend werde unter einem Großmarkt leiden. Sie plädieren für eine Grünanlage an gleicher Stelle. Die anderen würden sich über die Gelegenheit freuen, günstig einkaufen zu können. Zuletzt schaltete sich sogar Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner in den Streit ein. Bei einer ihrer im Fernsehen zwangsübertragenen Reden forderte sie Stadtregierung auf, alles zu unternehmen, damit der Markt bald eröffnet werde. Doch die Entscheidung liegt nun erst einmal bei der Justiz.

			Bauernhof in der Stadt 

			Ein Bauernhof mitten in der Großstadt –  auch in diesem Winter lockt die Landwirtschaftsmesse „Rural“ im Stadtteil Palermo Besucher an. Noch bis zum kommenden Sonntag besteht täglich von 9 bis 20 Uhr Gelegenheit, sich die Leistungsschau des argentinischen Agrarsektor anzusehen. Am letzten Wochenende der Rural findet traditionell eine Großveranstaltung mit politischen Reden statt. Dies ist für die Landwirtschaftsvertreter Gelegenheit, rhetorische Breitseiten gegen die Nationalregierung abzufeuern. Seit dem Streit um die Erhöhung der Agrarexportsteuern, die 2008 vom damaligen Wirtschaftsminister Martín Lousteau auf den Weg gebracht wurden, stehen sich beiden Seiten unversöhnlicher denn je gegenüber. Zur Eröffnung vor wenigen Tagen war denn auch in diesem Jahr kein Repräsentant der Kirchner-Regierung zugegen. Die Stadtregierung hingegen wurde durch den designierten Bürgermeister Horacio Rodríguez Larreta vertreten. (AT/mc)
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			Santa Cruz

			Obwohl es in den 24 Gliedstaaten (23 Provinzen und die Stadt Buenos Aires) nicht an lokalen politischen und sozialen Problemen mangelt, kann man getrost die Provinz Santa Cruz als die am schlechtesten verwaltete Provinz kennzeichnen. Derzeit streiken die Beamten der Hauptstadt Rio Gallegos seit Wochen, weil sie eine Anhebung ihrer Gehälter um 15 Prozent fordern, die ihnen angeblich vom Bürgermeister Raúl Cantín versprochen worden war. Dieser Streik hat schreckliche Nachwirkungen für die Einwohner, nachdem die üblichen Dienste der Gemeindeverwaltung kollabierten. Protestäußerungen, verschmutze Häuser und Lokale, der Müll blieb auf den Straßen liegen, weil niemand ihn abholte, und dergleichen mehr.

			Inmitten dieses Chaos trat Bürgermeister Raúl Cantín plötzlich zurück, zeitgleich mit einem Besuch der Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner, die den Wahlkampf ihres Sohnes Máximo Kirchner für ein Mandat als Abgeordneter der Provinz im nationalen Kongress und der Bewerbung für das Gouverneursamt in der Provinz ihrer Schwägerin Alicia Kirchner, Schwester ihres verstorbenen Gatten Néstor Kirchner, unterstützte. Insofern bleibt der Name Kirchner in den bevorstehenden Vorwahlen, Spanisch im Kürzel genannt PASO, am kommenden 9. August, allerdings nicht auf Landesebene, erhalten.

			Máximo, der als Leiter der kirchnertreuen Organisation „La Cámpora“ und als politischer Berater seiner Mutter bisher nur hinter den Kulissen politisch tätig gewesen war, tritt mit seiner Kandidatur erstmals offen auf.

			Der unerwartete Rücktritt des bisherigen Bürgermeisters Raúl Cantín hat die politische Krise in Santa Cruz verschärft. Cantín versteht sich zwar als Kirchnerist, aber gehört nicht zur Gefolgschaft der Präsidentin. Die politische Krise in Santa Cruz hat sich mit seinem Rücktritt verschärft. Cantín hatte seinerzeit in den Kommunalwahlen gesiegt und galt als parteitreu, wiewohl ohne die Gunst von Máximo Kirchner, der trotzdem nach dem Rücktritt kommentierte, dass Cantín seine Amtszeit bis zu Ende ausführen sollte. Nach über 125 Streiktagen der Beamten, hatte er es offenbar satt und gab bei seinem Rücktritt an, dass er das Amt aus Gesundheitsgründen aufgebe. Er war offenbar Opfer der Streikenden geworden.

			Dass die Stadtgemeinde die Gehälter mit dem vereinbarten Zusatz nicht zahlen konnte, ist zudem unverständlich. Santa Cruz erhielt unter beiden Nestor wie Cristina Kirchner seit 2003 zahllose Subventionen der Nationalregierung, die in keinem Verhältnis zur Bevölkerung standen und offenbar nicht ausreichten, um die Gehälter zu bezahlen. Die landesübliche Überbesetzung öffentlicher Ämter, die in ganz Argentinien (Nationalregierung, Gliedstaaten und Gemeinden) von damals 2,2 Millionen auf über 3,5 Millionen kräftig zugenommen hat, hat die jetzige Krise deutlich verschärft und das inflationsschürende nationale Staatsdefizit auf geschätzten bis zu 8 Prozent des Bruttoinlandsproduktes getrieben. Santa Cruz ist nur ein bescheidener Teil dieses Defizits, dessen Folgen derzeit in der genannten Provinz zum Ausdruck kommen.
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			Willkommen in Deutschland

			Von Friederike Oertel

			Verfolgt man die Nachrichten, gibt Deutschland in diesen Tagen ein armseliges Bild ab. Vergangenen Sonntag wurden in Dresden DRK-Helfer beim Aufbau von Flüchtlingszelten mit Steinen beworfen. Angemeldet wurde die sogenannte Demonstration von der rechtsradikalen NPD. Erst am Vortag ist eine Flüchtlingsfamilie in Brandenburg an der Havel nur knapp einem Brandanschlag entgangen und noch einen Tag vorher wurden vier syrische Asylbewerber im thüringischen Greiz bei einem Angriff verletzt.

			Die Ereignisse sind jüngster Teil einer nicht enden wollenden Kette von Anschlägen auf Flüchtlinge und deren Unterkünfte. Die Zahl ausländerfeindlicher Übergriffe steigt stetig. Allein für das erste Halbjahr 2015 zählt das Bundesministerium 202 Delikte - das sind schon jetzt so viele wie im gesamten Vorjahr und dreimal so viele wie im Jahr 2013. Politiker wie Journalisten zeigen sich besorgt: Wird Deutschland fremdenfeindlicher? Steigt die rechtsextreme Gewalt? Und was sind die Ursachen der Zunahme?

			Gleichzeitig gibt es in der breiten Gesellschaft heute mehr Sympathisanten und Unterstützer von Asylsuchenden denn je. Während sich früher nur kleine Grüppchen für Flüchtlinge interessierten, nimmt die Zahl der Solidaritätsbekundungen und Initiativen zu. So auch in Dresden: Nicht nur als die ressentimentgeladenen Pegida-Anhänger vergangenen Winter durch die Straßen zogen, gab es zahlreiche Gegendemonstrationen. Auch nach den Ausschreitungen am Wochenende stieß der Hilfeaufruf des Netzwerkes „Dresden für alle“ auf große Resonanz. Hunderte Bürger geben seitdem Kleidung und andere Sachspenden an der errichteten Zeltstadt ab und sind als freiwillige Helfer vor Ort.

			Was Deutschland droht, ist nicht die Vorherrschaft rechtsradikaler und rassistischer Gruppierungen, sondern eine zunehmende Polarisierung der Gesellschaft. Der Graben zwischen denjenigen, die die Idee eines weltoffenen Deutschlands nicht ertragen, den Untergang des Abendlandes heraufbeschwören und selbst vor Gewalt nicht zurückschrecken und denjenigen, die für ein tolerantes und hilfsbereites Deutschland einstehen, wird immer größer.

			Die große Frage lautet, ob man etwas gegen das Auseinanderdriften tun kann? Ja, denn befeuert wird die Fremdenfeindlichkeit auch durch den sich verschärfenden politischen Diskurs. Landein, landaus vermitteln Medien, Behörden und Politiker den Eindruck, nur Deutschland würde von Flüchtlingsströmen überflutet, nun wären Andere an der Reihe.

			Zwar stimmt es, dass die Zahl der Asylbewerber steigt und Deutschland nach absoluten Zahlen die meisten Flüchtlinge innerhalb der EU aufnimmt. Doch gemessen an der Einwohnerzahl sind es in Schweden dreimal so viele - gefolgt von Ländern wie Ungarn oder Malta, in denen die tatsächliche Belastung deutlich höher ist als in der Bundesrepublik mit ihrer derzeit boomenden Wirtschaft.

			Ebenfalls richtig ist, dass die zur Aufnahme verpflichteten Kommunen überfordert sind. Händeringend wird nach Unterkünften in Kasernen, Zeltstädten und Turnhallen gesucht, zum Teil herrschen miserable Zustände. Das liegt aber nicht allein an der steigenden Zahl der Asylbewerber, sondern auch an der schlechten Vorbereitung und den fehlenden Bundeszuschüssen. Solange der Bund die Kommunen nicht auf die Flüchtlinge vorbereitet und ausreichend finanziert, ist es nicht verwunderlich, dass Neonazis behaupten, für Jugendheime hätten die Gemeinden kein Geld, für Asylbewerber aber schon.

			Hinzu kommt, dass, als Hass und Gewalt während der Pegida-Demonstrationen in Dresden und anderen Städten Deutschlands zunahmen, Politiker wie Sachsens Ministerpräsident Stanislaw Tillich monatelang keine klaren Worte gegen die Ausländerhetze vor der eigenen Haustür fanden. Statt sich deutlich von den rassistischen Äußerungen der Bewegung zu distanzieren, plädierte Tillich für einen Dialog und erklärte Bundeskanzlerin Merkel, der Islam gehöre nicht zu Deutschland.

			Was Verständnis für die bedrängte Volksseele zeigen soll, fördert jedoch rechtes Gedankengut. Durch die Proteste, den Widerhall in den Medien und die neue Salonfähigkeit fremdenfeindlicher Positionen fühlen sich Rechtsextreme in ihrer Ideologie bestätigt und zünden als Vollstrecker der islam- und ausländerfeindlichen Proteste Asylunterkünfte an.

			Letztendlich ist ein Großteil des Problems hausgemacht. Sowohl Politiker als auch Medien müssen sich an die eigene Nase fassen und kritisch hinterfragen. Statt Ressentiment und Angst vor einer vermeintlichen Überfremdung zu schüren, sollten sie sich an die Spitze einer Bewegung stellen, die sich der momentanen Herausforderung stellt, die Bevölkerung einbindet und Flüchtlinge nicht nur als Bedrohung unseres Wohlstandes und Kostenfaktor ansieht. Nur so kann eine Willkommenskultur entstehen und der Graben in der Gesellschaft verkleinert werden.

			Die Literaturwissenschaftlerin Friederike Oertel ist in Dresden geboren und aufgewachsen und macht derzeit ein Redaktionspraktikum beim Argentinischen Tageblatt.

			

			

		

	
		
			Meinung

			[image: 11805.png]

			Randglossen

			Die staatlichen Fluggesellschaften Aerolíneas Argentinas und Austral verschlingen täglich gewaltige Staatshilfen. Für 2015 waren im Haushalt 3,17 Milliarden Pesos vorgesehen. die bereits aufgebraucht sind, so dass die Regierung jetzt zusätzliche Beträge bereit stellen muss, sonst würden die Unternehmen kollabieren. Hinzu kommt mangelhafte Organisation, die jüngst zu einem Skandal führte, da mehr Tickets verkauft worden waren, als die Flugzeuge aufnehmen konnten. Leiter  beider Firmen ist Mariano Recalde, Mitglied der regierungstreuen Organisation, genannt „La Cámpora“. Als Kandidat der Regierungspartei in den Bürgermeisterwahlen landete Recalde an dritter Stelle, die ihn als politischen Verlierer abstempelte. Seine Leistungen in der Leitung beider Fluggesellschaften entsprechen dem.

			Die Regierung scheut kein inflationsschürendes Defizit in Hinblick auf die kommenden Wahlen. Für Propagandazwecke hat die Regierung bereits l,3 Milliarden Pesos vergeudet und somit den für das ganze Jahr im Haushalt vorgesehenen Etatposten verpulvert. Jetzt fehlt der Endspurt für die PASO-Vorwahlen am 8. August und dann die echten Präsidentschaftswahlen und eventuellen Stichwahlen. Man darf sich leicht vorstellen, dass die Regierung für ihre Wahlpropaganda nochmals gewaltige Summen verschleudern wird, die allesamt mit Inflationsgeldern finanziert werden, derweil Argentinien in eine Wirtschaftskrise ungeahnten Ausmaßes fallen wird. Alles, um die Macht im Staat weiter zu führen, sofern die Wähler auf die staatlichen Propagandatricks eingehen, die die Inflation treiben.

			Der Mann ist wirklich von allen guten Geistern verlassen. Natürlich hat er Recht. Die SPD braucht bei den nächsten Wahlen keinen Kanzlerkandidaten aufzustellen. Angela Merkel wird die Wahlen für die CDU/CSU gewinnen. Für die SPD wird es lediglich um Regierungsbeteiligung oder Opposition gehen. Nur sagen darf man das nicht. Vor allem nicht, wenn man Thorsten Albig heißt, der SPD angehört und Regierungschef in Schleswig-Holstein ist. Zudem dauert es noch gut zwei Jahre bis zu den nächsten Wahlen. Natürlich sieht es in den Umfragen derzeit nicht gut aus. Noch weniger gut sieht es aus, wenn ein führender Sozi schon jetzt die Segel streicht.

			Zweifrontenkriege sollte man vermeiden, das weiß man eigentlich nicht erst seit Bismarck. Was aber der türkische Präsident Erdogan derzeit macht, ist schon jenseits der Unvernunft. Seit dem Anschlag der Terrormiliz Islamischer Staat (IS) auf türkischem Boden hat auch Erdogan kapiert, dass es gute (er selbst) und böse Islamisten gibt und dem IS den Krieg erklärt. Kurden sind in Erdogans Weltbild allesamt böse, deshalb bekämpft er an einer einzigen Front Kurden und Islamisten, wobei die Kurden bisher die einzig ernsthaften Gegner des IS waren. Aber vielleicht hat der Wahnsinn auch Methode. Schließlich ist es ein offenes Geheimnis, dass Erdogan an der südöstlichen Grenze lieber einen Islamischen Staat als einen Kurdenstaat hat.

		

	
		
			Wirtschaft
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			Argentinische Wirtschaft

			Der Dollarkurs schloss am Dienstag zu $ 9,195, um 7,36% über Ende Dezember 2014. Die ZB Reserven betrugen zum u$s 33,92 Mrd. gegen u$s 33,91 Mrd. in der Vorwoche. Der Rofex Terminkurs lag zum 30.09.15 bei $ 9,46, zum 30.12.15 bei $ 9,94 und zum 31.03.16 bei 10,76. Der Terminkurs per Juli 2016 enthält einen Jahreszinssatz von 26,63%. Der Schwarzkurs erreichte am Mittwoch bei Dollarnoten den Spitzenwert von $ 14,95. 

			***

			Der Merval Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Mittwoch ein Minus von 3,16% und lag 31,88% über Ende 2014.

			***

			Par-Bonds in Pesos notierten mit 17,65% im Plus gegenüber Ende 2014. Discount-Bonds in Pesos verloren zur Vorwoche 3,14% und lagen 8,83% im Plus gegenüber Ende 2014. Boden 2015 verloren 0,25% zur Vorwoche und lagen 5,91% im Plus, und Global 2017 Arg lagen mit 8,08% im Plus gegenüber Ende 2014.

			***

			Gold wurde am Mittwoch in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 214,48 (Vorwoche $ 213,04) je Gramm gehandelt, und bei 24 Karat zu $ 306,41 (Vorwoche $ 304,34).

			***

			Der Umsatz von 67 Supermärkten im ganzen Land lag im Juni 2015 mit $ 18,16 Mrd. um 24,2% über dem gleichen Vorjahresmonat, jedoch um 0,6% unter Mai 2015, berichtet das INDEC. Die Preise lagen im Durchschnitt im Juni dieses Jahres um 16,35% über dem Vorjahr, was sowohl auf die einzelnen Preiserhöhungen, wie auf eine Veränderung des Warenkorbes, mit mehr billigen Produkten, zurückzuführen ist. Somit ist der Mengenumsatz in einem Jahr um 6,7% gestiegen, gegenüber Mai 2015 jedoch um 1,4% gefallen.

			***

			Anlässlich des Seminars des Spitzenverbandes der Industrie, die „Unión Industrial Argentina“, gab der Wirtschaftler Diego Coatz das Ergebnis einer Erhebung bekannt, gemäss der die Zahl der Industriebetriebe in den letzten drei Jahren von 60.029 auf 59.231 gesunken ist. 

			***

			Die Wirtschaftskommission der UNO für Lateinamerika, CEPAL, mit Sitz in Santiago de Chile, hat für 2015 die Zunahme des argentinischen Bruttoinlandsproduktes auf nur 0,7% veranschlagt. Die Regierung hatte mit einem Plus von 2,8% gerechnet. Die CEPAL rechnet dieses Jahr für ganz Lateinamerika mit einem Wachstum von 0,5%, wobei jedoch Südamerika einen Rückgang von 0,4% verzeichnen werde, bei einem Minus von 5,5% in Venezuela und von 1,5% in Brasilien. Auf der anderen Seite werde Panamá um 6% wachsen, Bolivien um 4,5%, Perú um 3,6%, Chile um 2,5% und Mexico um 2,4%. Bezüglich Argentinien weist die CEPAL daruaf hin, dass das BIP 2013 um 2,9% gestiegen sei, aber 2014 nur um 0,5%

			***

			Die Sparer haben im Juli 2015 insgesamt u$s 635,5 Mio. zum offiziellen Kurs gekauft, gegen nur u$s 205,7 Mio. im gleichen Vorjahresmonat. Private Wirtschaftler weisen darauf hin, dass die Beibehaltung der Dollarkäufe für Sparzwecke angesichts des akuten Devisenmangels und der Kontingentierung der Importe wegen Devisenmangel unverständlich sei. Viele Käufer von Dollar verkaufen sie dann auf dem Schwarzmarkt, und machen dabei ein gutes Geschäft.

			***

			Das Industrieministerium hat folgende Umsatzgrenzen festgesetzt, um ein Unternehmen als klein oder mittelmässig (pyme) einzustufen: Handel: $ 343 Mio.; Bau: $ 134 Mio.; Dienstleistungen: $ 91 Mio.; Landwirtschaft: $ 82 Mio.

			***

			Wirtschaftsminister Axel Kicillof trat am Mittwoch für eine Sonderbesteuerung von leeren Wohnungen ein, um die Besitzer zu veranlassen, sie zu vermieten. Das würde das Angebot von Mietwohnungen erhöhen und auf die Preise drücken. Das Problem bei der Vermietung von Wohnungen besteht im Wesen in der Garantie, die viele Interessenten nicht aufbringen können. Die Banco Ciudad, die von der Stadtverwaltung von Buenos Aires abhängt, hat unlängst ein Garantiesystem eingeführt. Doch das scheint nicht zu genügen. Grundsätzlich geht es darum, dass die Institution, die die Garantie bereitstellt, bereit sein muss, Verluste zu tragen, da die Miete in vielen Fällen nicht gezahlt wird.

			***

			Die Regierung hat am Donnerstag der Vorwoche Bonac-Staatsbonds für $ 5,5 Mrd. untergebracht, nachdem sie bei der Ausschreibung zunächst einen Betrag von $ 3 Mrd. festgesetzt hatte und Offerten für $ 8,01 Mrd. erhielt. Die Titel verfallen im Mai, Juli und September 2016, und die Zinsen liegen zwischen 26,74% und 27,04%. 

			***

			Der gut informierte Journalist Marcelo Bonelli weist in der Zeitung Clarin (24.7.15) darauf hin, dass ein grosser Streit zwischen Planungminister Julio de Vido und YPF-Präsident Miguel Galuccio wegen der hohen Importe von Gas und Erdölprodukten besteht, die für dieses Jahr auf u$s 4 Mrd. beziffert werden. Bundesrichter Claudio Bonadío untersucht hier das eventuelle Bestehen von Überpreisen und Schmiergeldern. Dabei haben sich De Vido und Galuccio gegenseitig beschuldigt, für diese Geschäfte verantwortlich zu sein, die undurchsichtig seien. Der Vido weist über seinen Vizeminister Roberto Baratta und ENARSA-Präsident Walter Fagyas darauf hin, dass diese Käufe bis 2012 von der staatlichen Kontrollstelle SIGEN (Sindicatura General del Estado) kontrolliert wurden, danach jedoch von Galuccio mit einer eigenartigen Formel und ohne Kontrollen vollzogen worden seien. Galuccio weist darauf hin, dass De Vido diese Käufe ohne Regeln vollzogen habe. Beiläufig beschuldigte De Vido Galuccio auch, Macri finanziell bei der Wahlkampagne geholfen zu haben, um sein Verbleiben im Amt zu sichern.

			*** 

			CFK gab am Donnerstag der Vorwoche bekannt, dass die Bauwirtschaft im Juni eine um 16% höhere Tätigkeit als im gleichen Vorjahresmonat aufweise. Hier handelt es sich um erste Angaben des INDEC-Indices ISAC (Indicador sintético de la actividad de la construcción). Im Mai fand ebenfalls eine Zunahme von 16% statt. Das erste Halbjahr 2015 liegt somit um 6% über dem Vorjahr. CFK sagte, die Zunahme der letzten Monate beruhe auf dem erhöhten Wohnungsbau, was auf das Programm ProCreAr zurückzuführen sei, das zum Bau von 170.000 Wohnungen geführt habe. Täglich würden 333 Anträge bearbeitet. Ebenfalls hat laut CFK im Juni eine Zunahme der Infrastrukturbauten um innerjährlich 16,2% und des Strassenbaus von 12,3% stattgefunden.

			***

			Das Planungsministerium teilte mit, dass das Wärmekraftwerk in Rio Turbio, Provinz Santa Cruz, von 240 MW nach den letzten Proben, die noch fehlen, in Kürze in Betrieb genommen werde. Das Werk hat laut offizieller Information insgesamt u$s 700 Mio. gekostet, ohne die Investition im Bergwerk und die Verbindung zum Verbundnetz zu berücksichtigen. Das Kraftwerk sollte grundsätzlich mit Kohle gespeist werden, doch es bedarf 1,2 Mio. Jato, wogegen das Bergwerk nur 200.000 Jato erzeugt. Somit wurde auch eine Gasleitung errichtet, um es mit Gas zu betreiben. Mit all den Zusatzinvestitonen gelangt man auf weit über eine Milliarde Dollar. Die Stromkosten werden laut Fachleuten am Konsumort weit über dem geltenden Stromtarif liegen, so dass eine Subvention als Ausgleich notwendig ist. Finanziell wird das Schatzamt zunächst durch die Zahlung der Amortisationen des Kredites für das Kraftwerk belastet. Für die Fachleute auf diesem Gebiet handelt es sich um eine Fehlinvestition.

			***

			Die vom INDEC veröffentlichten Zahlen zum Aussenhandel im ersten Halbjahr sind angeblich frisiert. Wie die Zeitung „La Nación“ berichtet, hat die argentinische Statistikbehörde die Exporte um u$s 1,96 Mrd. überschätzt um ein Defizit zu vertuschen. Das letzte amtliche Handelsdefizit geht auf das Jahr 1999 zurück. Das Beratungsunternehmen Labour, Capital & Growth geht davon aus, dass der INDEC Exporte über u$s 15 Mrd. für die Jahre 2013-2015 überschätzt hat. Da das Statistische Amt seit der notorischen Fälschung des Indicesder Konsumentepreise die Glaubwürdigkeit verloren hat, ist es gut möglich, dass auch die Aussenhandelsstatistik manipuliert wird.

			***

			Die Welthandelsorganisation (WHO) hat in einem seit 2012 anhängenden Rechtsstreit gegen die Vereinigten Staaten zugunsten der Republik Argentinien geurteilt. Die USA wurde wegen einer seit dem Jahr 2001 gültigen Resolution verklagt, als der Import von argentinischem gekühltem oder gefrorenen Rindfleisch wegen der Maul- und Klauenseuche erneut verboten wurde. Nachdem Argentinien in den 90er Jahren die Maul- und Klauenseuche ausgerottet hatte, und danach auchdie obligatorische Impfung aufhob, hatten die USA eine Quote für gekühltes Rindfleisch aus Argentinien eingeführt. Als 20001 ein Fall der Krankheit wieder auftrat, wurde der Import sofort wieder verboten. Inzwischen ist kein weiter Fall von Maul- und Klauenseuche eingetreten, wobei die obligatorische Impfung wieder eingeführt worden war. Somit qualifizierte Argentinien seit mehreren Jahren schon laut WHO-Normen für Fleischlieferungen nach den USA, was dieses Land jedoch nicht zur Kennntnis nehmen wollte. Jetzt wurde wieder ein Importkontingent für argentinischens gekühltes oder gefrorenes Rindfleisch festgesetzt, wobei jedoch der Import lauf WHO-Bestimmungen frei sein sollte, ohne Mengenbegrenzung.

			***

			Die Wirtschafsleitsung, gemessen mit dem EMAE-Index („Estimador mensual de la actividad económica“), der eine grobe Schätzung des BIP ist, ist im Mai innerjählich um 2,2% gestiegen, berichtet der INDEC. Im Januar lag die Zunahme bei 0,6%, im Februar bei 1,1%, im März bei 1,6% und im April bei 1,7%.

			***

			Aerolineas Argentinas hat im Juli schon den gesamten Betrag der Subventionen aufgebraucht, der im Haushaltsgesetz für ganz 2015 vorgesehen war, der 3,17 Mrd. ausmacht. Jetzt hat das Innen- und Transportministerium den budgetären Betrag um fast 50% auf $ 4,54 Mrd. erhöht. Doch auch das dürfte nicht ausreichen: Experten rechnen für dieses Jahr mit Zuschüssen von über $ 5 Mrd., nachdem es 2014 $ 4,18 Mrd. waren. 

			***

			Der Plan „Ahora 12“, der sich auf die zinslose Finanzierung in 12 Raten lokal gefertigter dauerhafte Konsumgüter bezieht, hat einen Gesamtbetrag von $ 25 Mrd. erreicht, der sich auf 13 Mio. Einzelkäufe verteilt. Es haben sich 163.000 Einzelhandelsgeschäfte dem System angeschlossen. An erster Stelle stehen Bekleidung, gefolgt von Schuhen, Lederwaren, Baumaterialien und Haushaltsgeräten. Aber ausserdem sind im Programm Fahrräder, Motorräder, Möbel, Bücher, Matratzen und Brillen eingeschlossen.

			***

			4,4% der Bankkunden befinden sich aktuell im Zahlungsverzug. Noch sind die Geschäftsbanken darüber nicht beunruhigt, denn ihre Zahl ist überschaubar und überhaupt nicht mit der Situation zwischen 2000 und 2005 vergleichbar. Dennoch ist der Zahlungsverzug, also ein Rückstand von 30 oder mehr Tagen bei den Rückzahlungen von Krediten, in den letzten drei Monaten um 33%, und in einigen Provinzen noch mehr angestiegen. 

			***

			Die Industrieproduktion ist im Juni um 0,8% und somit zum 23. Monat in Folge zurückgegangen, berichtet die Statistikbehörde INDEC. Gegenüber dem Vormonat stieg die Leistung um 1,2. Damit ist die Industrieproduktion im ersten Halbjahr 2015 mit einem saisonbereinigten Ergebnis von -1,3% zu Ende gegangen. Während die Lebensmittelproduktion in fast allen Bereichen bis auf die Zucker- und Getränkeproduktion, sowie der Papierindustrie und der Erdölverabeitung zugenommen hat, ging insbesondere mit 12% die Automobilproduktion stark zurück. Ebenfalls stark, mit einem Minus von 7,8%, hat im vergangenen Juni die Textilienproduktion gelitten.

			*** 

			Argentinisches Rindfleisch wird wieder nach China exportiert, nachdem der Veterinärdienst SENASA bei Milchkühen aus den Provinzen Santiago del Estero und Santa Fe eine infektiöse Krankheit namens „estomatitis vesicular“ feststellte und die betroffenen Rnder isoliert wurden. Kurz danach wurde ein Exportbann verfügt. China kauft zur Zeit 47% der Gesamtexporte argentinischen Rindfleisches. 

			***

			Das lokale Erdölunternehmen Petrolera Pampa, kontrolliert von der Mindlin-Gruppe, hat einen Kredit von $ 765 Mio. von den Banken Banco Hipotecario, BACS, ICBS, und der lokalen Filiale der Citibank erhalten. Die Mittel sollen für Investitionen eingesetzt werden, die im Rahmen des Abkommens mit YPF in der Gegend „Rincón del Mangrullo“ verpflichtet worden sind. Pampa und YPF tragen je die Hälfte der Investitionen und erhalten auch die Hälfte der zukünftgen Erdölproduktion.

			***

			Die Zentralbank verhandelt mit der chinesischen Volksbank über eine Erweiterung des bestehenden Swaps um u$s 5 Mrd. Der Betrag beläuft sich gegenwärtig auf u$s 11 Mrd., von denen u$s 8,2 Mrd. den ZB-Reserven einverleibt wurden. Allein, diese Mittel können nur für Zahlung von Importen aus China eingesetzt werden, so dass es keine echten Reserven sind. 

			***

			Die ZB erhielt bei der Ausschreibung von Lebac-Wechseln vom Dienstag Offerten für $ 10,31 Mrd., von denen nur $ 400 Mio. zurückgewiesen wurden. Gleichzeitig wurden bestehende Wechsel in Höhe von $ 8,48 Mrd. amortisiert, so dass der Bestand von Lebac um $ 1,66 Mrd. zunahm und jetzt $ 326,93 Mrd. beträgt. Lebac in Dollar wurden in Höhe von u$s 211 Mio. ausgegeben, bei Amortisationen von u$s 198 Mio. Die Zinsen betrugen bei Lebac auf 91 Tage 25,92%%, bei 119 Tagen 26,38%, und bei längeren Fristen jeweils mehr, bis zu 28,25% bei 252 Tagen.

			***

			Der Verkauf von Benzin und Dieselöl lag im ersten Halbjahr 2015 um 2% über dem Vorjahr, berichtet das Energiesekretariat. Es waren dieses Jahr 187 Mio. Liter mehr, wobei die Premium-Treibstoffe eine Zunahme von 30% beim Dieselöl und von 21% beim Benzin verzeichnen. Doch das Superbenzin ging um 4,2% und das Dieselöl um 2,7% zurück. Im Juni lag der Treibstoffkonsum um 7% über dem Vorjahr. YPF hat beim Umsatz von Benzin und Dieselöl einen Anteil von 58%, gefolgt von Shell mit 17%. Nachher kommen noch Axion Energy (ehemals Esso), Petrobras und Oil, die sich die restlichen 25% aufteilen. 

			***

			Der „Fonds für die Garantie der Haltbarkeit des Rentensystems“, den die ANSeS verwaltet, erreichte Ende Juni 2015 $ 532,84 Mrd., 30% mehr als ein Jahr zuvor. Seit dieser Fonds Ende 2008 geschaffen wurde, durch Übernahme der Fonds der privaten Pensionskassen, beträgt die Zunahme 443,2%. Von den Mitteln des Fonds wurden 12% für „produktive“ Kredite und Finanzierung von Infrastrukturprojekten bestimmt. Davon wurden $ 27,28 Mrd. für Wohnunbgskredite im Rahmen des Programmes Pro.Cre.Ar. bestimmt. Der Aktienbesitz des Fonds beläuft sich auf $ 61,91 Mrd., von denen $ 11,49 Mrd. auf Telecom, $ 10,97 Mrd. auf Banco Macro, $ 7,31 Mrd. auf Siderar, $ 6,53 Mrd. auf Grupo Financiero Galicia, $ 2,94 Mrd. auf Banco Francés, $ 2,24 Mrd. auf Consultatio, $ 2,21 Mrd. auf Aluar, $ 2,18 Mrd. auf Banco Patagonia, $ 2,15 Mrd. auf Transportadora de Gas del Sur, $ 2,09 Mrd. auf Grupo Clarín, $ 2,02 Mrd. auf Edenor, und $ 2,01 Mrd. auf Petrobras entfallen. Indessen entfällt der grösste Teil der Anlagen des Fonds auf Staatsbonds.

			***

			Lateinamerikanische Wirtschaft

			Die Verlangsamung des chinesischen Wachstums hat zu Überproduktion von Stahl und Stahlprodukten geführt, so dass diese Produkte dann zu einem Preis exportiert werden, der ca. 6% unter demWeltmarktpreis liegt. Die Verbände der Stahlindustrie haben daraufhin in Argentinien, Brasilien, Kolumbien, Mexiko und Peru Schutzmassnahmen gegenüber diesen Importen gefordert, die zunächst des Dumpings verdächtigt werden. In Brasilien haben die Stahlwerke in den letzten 12 Monaten 11.188 Arbeiter entlassen und Investitionen von über u$s 2 Mrd. hinausgeschoben. In Mexiko haben die Stahlwerke die Entlassung von 11.000 Arbeitern angekündigt, und auch Investitionsprojekte aufgegeben. In Argentinien ist das Werk für nahtlose Röhren Siderca, von der Techint-Gruppe, nur zu einem Dirttel ausgelastet, grundsätzlich wegen der Erdölbaisse, aber auch wegen chinesischer Konkurrenz. 

			***

			Ein argentinisch-uruguayisches Konsortium namens Ciepe, mit Beteiligungen von den argentinischen Firmen La Rural (die das Ausstellungsgelände in Palermo betreibt) und Fénix Entertainment Group, baut für insgesamt u$s 70 Mio. das erste Kongresszentrum in Punta del Este. Die Eröffnung ist für die erste Jahreshäfte des kommenden Jahres angekündigt worden. Gebaut wird auf der ehemaligen Landebahn des Flughafens El Jaguel. 

			***

			Boliviens Vizepräsident Alvaro García Linera, hat dem japanischen Bergbauunternehmen Sumitomo, das in der Gegend von San Cristobal tätig ist, versichert, dass eine Verstaatlichung des Unternehmens überhaupt nicht in Frage käme. Das Bergwerk ist das grösste private in Bolivien, und erzeugt Silber, Blei und Zink in der Gegend von Potosí. Täglich werden 40.000 Tonnen Erze verarbeitet. García Linera wies darauf hin, dass das Land mehr private Investitionen im Bergbau benötige.

			***

			Die Kredit-Ratingagentur Standard & Poor’s will die aktuelle Bonitätsnote von Brasilien von BBB- vorerst beibehalten. Allerdings senkte die Agentur die Erwartung von stabil auf negativ herab. Brasilien behält damit seinen Rang der Investitionswürdigkeit, das heißt, es wird nach wie vor als sicher für Investoren eingestuft. In der entsprechenden Mitteilung erklärte die Agentur, dass es eine signifikante Korrektur der Politik während des zweiten Mandats von Präsidentin Dilma Rousseff gegeben hat. Standard & Poor’s weist insbesondere daraufhin, dass sich die Korruptionsermittlungen, die Politiker und Unternehmen einschließt, auf die finanziellen und wirtschaftliche Entwicklung des Landes auswirken und die effektive Umsetzung der korrigierenden politischen Maßnahmen in Gefahr bringen. Seit der Bewertung von Standard & Poor’s im März dieses Jahres, als die letzte Beurteilung stattfand, sind die Risiken im Land gestiegen. Laut der Agentur ist der schwache politische Zusammenhalt im Kongress auf kurze Frist ein wesentliches Risiko mit der Möglichkeit, dass die politischen Korrekturen unwirksam bleiben. (Brazil News)

			***

			Die brasilianische ZB hat den Selic-Zinssatz um 0,5 Prozentpunkte auf 14,25% erhöht, mit der Begründung, dass dies notwendig sei, um die Inflationsrate zu senken, die bei 8,89% jährlich liegt, bei einem Plansoll von 4,5%. Dies hat sofort zu einer Aufwertung des Real gegenüber dem Dollar um 1,24% geführt.

			***

			Geschäftsnachrichten

			Rasic Hnos. - Cresta Roja

			Dieses Unternehmen der Geflügelwirtschaft, das zweitgrösste des Landes, hat in seinen Werken von Monte Grande und Ezeiza die Arbeit wieder aufgenommen. Die fast 5000 direkt oder indirekt beschäftigten Mitarbeitern wurden wieder eingestellt. Ein lang anhaltender Konflikt konnte dank einer direkten Intervention des Gouverneurs von Buenos Aires, Daniel Scioli, gelöst werden, der eine grosszügige Finanzierung bereitstellte. Vorausgegangen waren Strassensperrren rund um die Werke und Proteste.

			Lufthansa

			Die Passagiere der Lufthansa müssen sich an ein neues Preissystem gewöhnen. Nach dem Vorbild von Billigfliegern enthält das günstigste Ticket für Lufthansa-Flüge in Europa ab dem 1. Oktober nicht mehr die Leistung, einen Koffer kostenlos aufzugeben. Wer nur mit Handgepäck reist, zahlt künftig zehn Euro weniger als bislang. Andere Tickets werden hingegen im Vergleich zum aktuellen Niveau teurer. Die neuen Tarife «Light», «Classic» und «Flex» sind seit dieser Woche mit ihren abgestuften Service-Paketen für jeden Sitz in der Economy-Klasse buchbar. In allen Tarifen sind Handgepäck, Verpflegung, ein fest zugeteilter Sitzplatz und Prämien-Meilen enthalten.

			

		

	
		
			Wirtschaftsübersicht
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			Die Hausse des schwarzen Dollarkurses als Krisenzeichen

			In der Vorwoche sprang der Kurs des schwarzen Dollars plötzlich auf über $ 15 pro Dollar, nachdem er vorher längere Zeit leicht über $ 12 gelegen hatte. Gleichzeitig gingen die Bankdepositen zurück, so dass die ZB-Leitung sofort auf einen kausalen Zusammenhang schloss. Ebenfalls hatte die Stellungnahme eines Staatsanwaltes für Unruhe auf dem Devisenmarkt gesorgt, als dieser für die Illegalität der Devisengeschäfte eintrat, die über den gleichzeitigen Kauf und Verkauf von Dollarbonds in Buenos Aires und New York („im lokalen Finanzjargon genannt „contado con liqui“) erfolgen. Zum Glück hat der Oberste Gerichtshof sofort geurteilt, dass diese Geschäfte legal seien. In der Tat ist der Kauf und Verkauf dieser Bonds legal, sowohl in Argentinien wie in den USA, und dass die Geschäfte zusammenhängen ist auch kein strafbarer Tatbestand.

			Die ANSeS hat sofort Dollarbonds aus dem Portefeuille des Fonds, der angeblich für die Sicherung der Pensionen besteht, für über u$s 200 Mio. verkauft, um der Hausse entgegenzuwirken, die auch auf diesem Markt aufgetreten war. Hierzu sei bemerkt, dass dieser Fonds, der schon über $ 500 Mrd. beträgt, nicht für diesen Zweck vorgesehen ist, so dass diese Verkäufe eine zweifelhafte Legalität haben. Am letzten Montag haben dann die Banco Nación und die ZB weitere Beträge an Dollarbonds verkauft, womit der freie Kurs (über Dollarbonds) auf $13,15 und der Schwarzkurs auf $ 14,65 gesenkt wurden.

			Die ZB hat schon am Donnerstag der Vorwoche verfügt, dass die Banken für Fristdepositen die Zinsen stark anheben. Eine ZB-Entscheidung in diesem Sinn hat es bisher nie gegeben. Für Depositen auf 30 Tage steigt der Zinssatz von 22% auf 23,6%, für 60 Tage auf 23,1% bis 24,1%, für 90 Tage auf 24,1% auf 25,15 und für längere Fristen von 25,6% auf 26,2%, je nach Höhe des Betrages, der deponiert wird. Allerdings wird gleichzeitig der Mindestbetrag, um diese Zinsen zu erhalten, von $ 350.000 auf $ 1 Mio. erhöht. Ausserdem umfasst dies jetzt auch Depositen von Aktiengesellschaften und G.m.b.Hs., die bisher ausgeschlossen waren. Für Unternehmen kann dies gelegentlich interessant sein. Schliesslich wurden auch die Zinsen für Swapgeschäfte leicht erhöht. ZB-Präsident Alejandro Vanoli wies darauf hin, dass die Banken viel verdient hätten, so dass sie die höheren Zinsen zahlen könnten. Indessen werden die Banken sich bemühen, auch die Aktivzinsen entsprechend zu erhöhen, was rezessiv wirkt.

			Obwohl die Geschäfte, die zum Schwarzkurs und dem Kurs über Wertpapiere in Dollar erfolgen, einen geringen Umsatz haben, wirken sie auf das Verhalten von Unternehmern und auch der Gesellschaft im allgemeinen. Im Wesen wird dadurch die These gefestigt, dass es spätestens nach dem Regierungswechsel zu einem Abwertungssprung kommen wird. Und wenn sich die Überzeugung in diesem Sinn ausbreitet, dann wirkt sich das schon vorher auf das Verhalten der Menschen aus. Die Sparer suchen stets nach Möglichkeiten, ihre Ersparnisse vor der Inflation zu schützen, und dabei ist erfahrungsgemäss die Haltung von Bardollar bisher die sicherste Form, um dies zu erreichen. Indexierte Depositen sind durch das Konvertbilitätsgesetz von 1991verboten, das in diesem Punkt weiter gilt. Und Dollardepositen, die es auch gibt, werden von der Umwandlung in Pesos zu einem willkurlich niedrigen Kurs, die Anfang 2002 verfügt wurde, überschattet. Schliesslich schafft auch das neue Gesetzbuch über Zivil- und Handelsrecht in dieser Beziehung Unsicherheit, weil ein Artikel bestimmt, dass Dollarschulden in lokaler Währung getilgt werden können, wobei hier dann der offizielle Wechselkurs gilt. Somit verbleibt als sicherste Anlage für Sparer die Haltung von Bardollar. In den 90er Jahren, als der Dollar als Zweitwährung eingeführt wurde, und auch Girokonten in Dollar zugelassen wurden, wurden die Sparer angeregt, ihe Dollar zur Bank zu bringen, wobei sie dabei auch Zinsen erhielten. Das funktionierte bis 2002 reibungslos. Doch dann wurden sie von der Regierung betrogen, die die Umwandlung in Pesos zu einem künstlich niedrigem Kurs verfügte, und seither haben sie Bedenken, ihre Dollar zur Bank zu bringen. Für die Wirtschaft ist es etwas ganz anderes, wenn Dollar gehortet werden, als wenn sie bei Banken deponiert werden, so dass die Banken dann auch Kredite in dieser Währung erteilen. Dabei wird im Wesen nur das Kursrisiko vom Sparer auf den Kreditnehmer übertragen. Doch die Unternehmer haben 2002 Präsident Eduardo Duhalde überzeugt, dass der Verlust, den sie nach der Abwertung erlitten, auf die Sparer und den Staat übertragen wurde. Das war eine verhängnisvolle Fehlentscheidung.

			Der Kauf von Dollar, der bei Sparern auf dem Schwarzmarkt und auch auf dem offiziellen Markt vollzogen wurde, wo er im Juli mit über u$s 600 Mio. (gegen u$s 513 Mio. im Juni und knapp über u$s 200 Mio. im Juli 2014) ein Rekordniveau erreicht hat, wird auch durch die hohe und zunehmende monetäre Expansion angeregt. Der Umlauf von Geldscheinen ist in 12 Monaten zum 17. Juli um 36,54% gestiegen, nachdem es vor einigen Monaten noch keine 25% waren. Die monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Depositen der Banken bei der ZB) stieg um 35,88% und das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das Zahlungsmittel im weiteren Sinn umfasst, stieg um 34,27%. Der Geldüberhang führt auch zu Dollarkäufen. Hier besteht jetzt ausserdem das Problem, dass die ZB bald an die Grenze der monetären Expansion gelangt, die ihr durch die Statuten erlaubt ist. Das ist auch ein Grund, weshalb Wirtschaftsminister Kicillof sich jetzt, reichlich spät, um eine Eindämmung der Staatsausgaben bemüht, u.a. dadurch, dass er keine neue Ausschreibungen für Strassenbauten zulässt.

			Die Erwartung eines Abwertungssprunges hat gute Gründe. Der Abwertungsrhythmus liegt beim offiziellen Kurs seit längerer Zeit etwa auf halber Höhe wie die Zunahme des Indices der Konsumentenpreise, den private Wirtschaftler ermitteln. Diese Ökonomen berechnen eine theoretische Parität des Peso zum Dollar von bis zu $ 12., also um gut 30% über dem gegenwärtigen offiziellen Kurs. In immer mehr Fällen von traditionellen Exportprodukten führt der bestehende Kurs zu Verlusten. Das ist vornehmlich bei sogenannten regionalen Produkten der Fall, die ausserhalb der Pampa-Gegend und besonders in den Andenprovinzen erzeugt werden, aber auch allgemein für Industrieprodukte. Im Industrieverband „Unión Industrial Argentina“ ist der Notwendigkeit einer Abwertung von mindestens 20% zum zentralen Thema aufgestiegen. Auch für Getreide und Ölsaaten bestehen bei Landwirten in weniger günstigen Gegenden, wo die Erträge niedriger und die Transportkosten zum Hafen höher sind, beim bestehenden Wechselkurs Verluste. Hinzu kommt jetzt noch der Umstand, dass Brasilien, das für etwa ein Viertel des argentinischen Aussenhandels verantwortlich ist, stark abgewertet hat, letzte Woche erneut (um 6%), so dass der Pesokurs in diesem Fall noch mehr zurückgeblieben ist als gegenüber dem Dollar. 

			Es bestehen ernste Sorgen über die Zahlungsbilanz und die Reserven. Einmal weist die Leistungsbilanz gesamthaft ein Defizit aus, umso mehr wenn der Export vom Statistischen Amt (INDEC) effektiv nach oben frisiert worden ist, wie jetzt behauptet wird. Es müssten somit Kredite und Kapital ins Land strömen, um dies auszugleichen,was jedoch nicht in Aussicht steht. Die Politik der Regierung, Importe zu hemmen, umd die Reserven zu schützen, wirkt immer mehr störend auf die Wirtschaft und somit rezessiv, wobei sich die Wirkung mit der Zeit verschärft, weil Lagerbestände aufgebraucht werden. Der Rückgang der gesähten Fläche, der bei Weizen schon eingetreten ist und bei der Grobernte gemäss Angaben der Landwirte vorgesehen ist, verschärft das Problem für 2016.

			Schliesslich bestehen Zweifel über die effektive Verfügbarkeit der ZB-Reserven. Von den insgesamt u$s 33 Mrd., die als solche ausgeweisen werden, muss man mehrere Posten abziehen, weil es sich um Beträge handelt, die nicht verwendet werden können. Somit verbleiben nach optimistischen Berechnungen um die u$s 15 Mio., wobei im Oktober eine Zahlung von Staatsbonds für über u$s 6 Mrd. fällig wird. Die Regierung will angeblich den Gläubigern einen neuen Staatsbonds zu günstigeren Bedingungen statt Barzahlung anbieten. Doch bei der bestehenden Stimmung dürften nicht viele auf dieses Angebot eingehen. Angesichts dieser Lage, taucht unvermeidlich das Gespenst eines neuen Defaults auf, und das wirkt als zusätzlicher Krisenfaktor, weil dann allgemein nach dem Motto gehandelt wird, „den letzten beissen die Hunde“.
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			Die Privatisierungsproblematik, heute

			Mauricio Macri begang einen Fehler, als er sich über drei Verstaatlichungen der Kirchner-Regierungen äusserte, und dabei, im Fall, dass er als Präsident gewählt wird, eine neue Privatisierung ausschloss. Die Präsidentin u.a. Regierungssprecher liessen sich die Gelegenheit nicht entgehen, um darauf hinzuweisen, dass Macri sich zwar seinerzeit gegen diese Verstaatlichungen ausgesprochen hätte, und seine Partei, das PRO, im Parlament dagegen gestimmt habe, aber jetzt doch gemerkt habe, dass die Regierung recht hatte. Danach kam eine Diskussion auf, in der die Äusserung von Macri von seinen Leuten u.a. dahingehend interpretiert wurde, dass er Wähler ansprechen wollte, die nicht zum harten Kern seiner Partei gehören. Indessen war es klar, dass Macri politisch einen Fehltritt begangen hatte. Er hätte das Gleiche anders sagen müssen.

			Bei Aerolineas Argentinas hätte er darauf hinweisen müssen, dass eine Privatisierung nicht in Frage kommt, aus dem einfachen Grund, dass es keine Interessenten gibt. Er hätte dann sagen sollen, dass die Erhaltung des internen Flugverkehrs von AA nicht zur Diskussion stünde, und sich hier auch gewisse Subventionen rechtfertigten. Auch der regionale Flugverkehr, also mit Nachbarländern und eventuell einigen anderen, muss beibehalten werden. Um was es eigentlich geht, ist um den Dienst für entfernte Orte, bei dem die Nutzniesser der Subvention meistens wohlhabende Personen oder Unternehmen sind. Auch bei staatlicher Verwaltung kann das Defizit von bis zu u$s 2 Mio. täglich spürbar verringert und der Dienst verbessert werden. Der anarchische Ausfall von über hundert Flügen in der Vorwoche ist Ausdruck schlechter Verwaltung, u.a., weil kritische Posten mit Personen besetzt wurden, die keine Erfahrung haben und das Thema nicht kennen. Dass sie zur Cámpora gehören, ist gewiss kein Fähigkeitsausweis.

			Der zweite Fall, den Macri erwähnte, bezieht sich auf das Rentensystem, das von CFK rückverstaatlicht wurde. Hier muss einfach darauf hingewiesen werden, dass eine neue Privatisierung nicht in Frage kommt, weil die Staatskasse dabei Einnahmen verliert, was man sich gegenwärtig gewiss nicht leisten kann. Denn bei Privatisierung muss der Staat über die ANSeS für die Zahlung von bestehenden Pensionen und Hinterbliebenenrenten aufkommen, aber die Einnahmen fliessen, zumindest bei jenen, die auf eine private Kasse übergehen, auf diese. Und das ist beim bestehenden sehr hohen Defizit der Staatsfinanzen nicht vertretbar. Macri hätte auf notwendige Reformen des Systems hinweisen müssen, u.a., dass bei denen, die höhere Gehälter beziehen und somit auch entsprechend mehr beitragen, das Proportionalitätsprinzip geachtet werde, was heute nicht der Fall ist. Beim privaten System würden diese Personen eine Pension erhalten, die gut doppelt so hoch wie beim staatlichen ist, und das sollte korrigiert werden, indem die Pension im Verhältnis zu ihren Beiträgen bestimmt wird. Ebenfalls hätte er die sofortige Zahlung von ANSeS-Schulden an Rentner, bei denen es schon ein gerichtliches Urteil zu deren Gunsten gibt, mit Mitteln des Sonderfonds befürworten sollen. Nebenbei bemerkt: was Sergio Massa auf diesem Gebiet sagt, dass er die Pensionen auf 82% des Lohnes festsetzen würde, ist reine Demagogie. Dieser Koeffizient wurde von Anfang an (er wurde 1958 eingeführt) nur zum Teil eingehalten und ist heute unbezahlbar, u.a. wegen der Alterung der Bevölkerung. Macri sollte sich die Rentenproblematik erklären lassen, um dann Stellung zu beziehen. Es ist ein wichtiges Thema, bei dem er sich über die grundsätzlichen Aspekte im Klaren sein sollte. Dass die gegenwärtige gesetzliche Regelung problematisch ist, zeigen die unzähligen Prozesse, die gegen die ANSeS geführt werden. Bei einer neuen gesetzlichen Klärung hören sie weitgehend auf.

			Der dritte Fall ist der von YPF. Hier hätte Macri zunächst sagen sollen, dass YPF kein Staatsunternehmen ist, sondern eine private Aktiengesellschaft, bei der der Staat eine knappe Mehrheit von einem Prozent hat. Das ist etwas grundsätzlich anderes. Der einzige, der darauf hingewiesen hat, ist der PRO-Deputierte Federico Pinedo. Die privaten Aktionäre stellen auch Direktoren und kümmern sich darum, dass kein Unfug geschieht. Mit der Leitung von Miguel Gallucio sind sie angeblich zufrieden. Bei der bestehenden Lage, hat die staatliche Mehrheit auch für die privaten Aktionäre den Vorteil, dass Galuccio Preiserhöhungen bei Benzin, Dieselöl u.a. Produkten durchsetzt, die die Regierung bei privater Leitung bestimmt nicht genehmigt hätte. Ein Unternehmen wie YPF, das weitgehend von staatlichen Entscheidungen abhängt, kann kaum voll auf private Leitung übergehen. Als YPF 1993 unter der Leitung von José Estenssoro privatisiert wurde, behielt der Staat nicht nur eine goldene Aktie, sondern mehrere Provinzen hielten auch Beteiligungen von insgesamt ca. 20% des Kapitals. YPF war nach der Privatisierung zunächst eine Firma mit Hauptsitz in Argentinien, geleitet von Estenssoro, wobei der Aktienbesitz sehr gestreut war und keine Kontrollmehrheit stellte. Das hat gut funktioniert. Der Verkauf von YPF an Repsol, der 1996 erfolgte, war hingegen ein grosser Fehler, der schwer zu verstehen ist, es sei denn, die Lesart stimmt, dass Repsol hohe Schmiergelder gezahlt hat, auch an Oppositionsdeputierte und -senatoren. Denn die Eingliederung in einen ausländischen Konzern bedeutet u.a., dass die Investitionen von diesem global geprüft werden, so dass z.B. nicht in Argentinien investiert wird, wenn es woanders bessere Objekte dafür gibt.

			Was bei der Übernahme der Kontrolle von YPF durch den Staat zu beanstanden ist, ist die Tatsache, dass zunächst eine Konfiskation der Repsol-Aktien erfolgte, die für die Bildung einer Mehrheit notwendig waren, und erst viel später ein Preis dafür gezahlt wurde, nachdem Minister Kicillof zunächst gesagt hatte, er werden keinen Cent bezahlen. Man hätte sich von Anfang an den Verhandlungstisch setzen und mit Repsol einen Preis vereinbaren sollen. Abgesehen davon, hätte das Aktienpaket von 25% des Kapitals, das der Eskenazi-Familie (die Strohmänner der Kirchners waren) geschenkt wurde (die es mit Bardividenden von YPF bezahlte), sofort auf den Staat übertragen werden müssen, so dass dann nur 26% für das Mehrheitspaket fehlten. Der Staat hätte auf alle Fälle eine gute Verhandlungsbasis gehabt, da Repsol YPF in den letzten Jahren mit hohen Bardividenden, die den ganzen Gewinn und noch mehr ausmachten, finanziell geleert hatte, und ausserdem Konzessionen von YPF im Ausland direkt übernommen hatte. Es ging eben bei der Übernahme von YPF nicht um diesen Tatbestand, sondern um die Art, wie sie vollzogen wurde, die einen weiteren schweren Schlag für die Rechtsordnung darstellt. Macri hätte den Fall YPF gewiss viel besser darstellen können. Auch hier war er nicht unterrichtet worden.

			Die Privatisierungsproblematik ist heute anders als 1989, als Menem die Regierung übernahm. Es geht jetzt zunächst darum, neue Konzessionsverträge mit den Betreibern öffentlicher Dienste auszuarbeiten, so dass diese klare Regeln haben. Grundsätzlich muss den Konzessionären die reine Betreibung überlassen werden, was auch Instandhaltung umfasst. Es muss ihnen eine Marge zugestanden werden, die diese Kosten deckt und ihnen einen Gewinn erlaubt. Wie die Marge berechnet wird, das ist ein technisches Thema, über das verhandelt werden muss. Denn es geht grundsätzlich darum, dass der Gewinn im Verhältnis zur Effizienz und von Effizienzfortschritten steht. Was Investitionen betrifft, so muss der Staat sie finanzieren, oder sich um Finanzierung über die Weltbank, die Interamerikanische Entwicklungsbank, die Andenkörperschaft oder Handelsbanken kümmern. Die Konzessionäre sollten jedoch dabei ein Mitspracherecht haben, da sie schliesslich das Thema besser kennen, als die Regierungsbeamten.

			Diese Revision der Konzessionen betrifft die Kraftwerke, die Fernleitungen für Strom und die Verteilung. Dann umfasst das Thema auch die Gasfernleitungen und die Gasverteilung. Auch beim Telefondienst fehlt eine Regelung der Tarife bei den festen Anschlüssen. Hier ist der Fall jedoch nicht kritisch, weil die Unternehmen mit der Mobiltelefonie und der phänomenalen Zunahme der Abonnenten über die Runden kommen und auch Mittel für Investitionen aufbringen. Dann sollte die Betreibung der Vororteisenbahnen wieder an Privatunternehmer vergeben werden, mit dem gleichen Schema, wie bei Strom und Gas. Schliesslich müssen auch die Strassenkonzessionen neu geregelt werden. Grundsätzlich ist der Staat ein schlechter Unternehmer, weil ein Beamter bürokratisch handelt, in seiner Entscheidungsfreiheit durch starre Regeln gehemmt ist, und nicht die Dynamik haben kann, die bei der Leitung eines Unternehmens gefordert wird.

			In den meisten Fällen stellt sich hier das Problem der Tarife, die aus sozialen Gründen nicht kostendeckend sein können, so dass der Staat Subventionen beitragen muss. Doch auch für diese sollte es eine Regelung geben, bei der die Betreiber ein Interesse haben, dass kein Geld vergedeut wird, was bedeutet, dass die Einnahmen aus den Tarifen so viel wie möglich einbringen. Der Zustand, den die Kirchners geschaffen haben, bei dem die Unternehmen von willkürlichen Entscheidungen der Regierung abhängen, ist unhaltbar, wobei dabei stets die Versuchung aufkommt, Schmiergelder zu fordern.

			Was die Wasserversorgung und -entsorgung betrifft, so wäre es gewiss positiv, wenn AYSA wieder privatisiert würde, da Aguas Argentinas (von der französischen Suez un der spanischen Aguas de Barcelona) eine hervorragende Leistung vollbracht hat. Indessen ist die Rückprivatisierung politisch nicht möglich, weil der Staat nach der Verstaatlichung viel investiert hat und somit einen ausgedehnteren Dienst vorweisen kann. Es ist politisch schwer zu erklären, dass mit den gleichen Mitteln bei privater Verwaltung bestimmt mehr erreicht worden wäre. Somit solle dieser Fall einfach bei Seite gelassen werden.

			Die Privatisierungsproblematik, die auf die nächste Regierung zukommt, ist gewiss nicht einfach. Es geht hier grundsätzlich darum, eine möglichst effiziente Verwaltung der öffentlichen Dienste zu erreichen. Man hat den Eindruck, dass sich bisher weder Scioli noch Macri Gedanken über dieses Thema gemacht haben. Indessen sollten sie schon ihre Berater und auch speziphische Fachleute beauftragen, ein Schema auszuarbeiten. Denn der bestehende Zustand ist einfach irrational und auf Dauer unhaltbar.

			

			

		

	